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Vorwort zur 3. Auflage

Die Internationalisierung der Geschäftsbeziehungen ist heute nahezu bei allen mitt-
leren, aber auch bei vielen kleinen Unternehmen zu einer Überlebensfrage gewor-
den. Dementsprechend kann sich kaum noch ein steuerlicher Berater der Bearbei-
tung grenzüberschreitender Sachverhalte entziehen. Dies ruft ein entsprechendes
fachliches Informationsbedürfnis hervor, welches durch diesen Band 17 der
„Grünen Reihe“ befriedigt werden soll. Dabei geht es nicht nur um die Lösung
von steuerlichen Fragen, die sich bei Auslandsbeziehungen von Steuerinländern
ergeben, sondern auch um die Bewältigung von steuerlichen Problemstellungen, die
sich den Steuerausländern bei Inlandsbeziehungen in den Weg stellen. Ständige
Steuerrechtsänderungen in der Vergangenheit haben das Internationale Steuerrecht
stark verkompliziert, sodass sich für den steuerlichen Rechtsanwender immer
wieder neue Herausforderungen stellen. Die diversen Änderungen in den Steuer-
gesetzen, zahlreiche Gerichtsurteile der deutschen Finanzgerichte, aber auch die
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und diverse neue Verwaltungs-
erlasse haben eine Neuauflage des Werkes dringend erforderlich gemacht. Die
Grundgliederung der Vorauflagen wurde dabei jedoch beibehalten.

Das vorliegende Buch gliedert sich in fünf Hauptteile:

Teil I befasst sich mit dem (allgemeinen) Außensteuerrecht der Bundesrepublik
Deutschland, d. h. mit den Regelungsnormen in den deutschen Einzelsteuergesetzen
(EStG, KStG, GewStG, ErbStG), die bei grenzüberschreitenden Sachverhalten von
besonderer Bedeutung sind. Dabei werden sowohl die Auslandsbeziehungen von
Steuerinländern im Rahmen der unbeschränkten Steuerpflicht als auch die Inlands-
beziehungen von Steuerausländern bei der beschränkten Steuerpflicht behandelt.
Die Steuerrechtsänderungen auf diesem Gebiet haben sich in der Vergangenheit als
außerordentlich zahlreich erwiesen.

Teil II setzt sich mit dem Außensteuergesetz (AStG) auseinander, das als spezielles
Außensteuerrecht der Bundesrepublik Deutschland angesehen werden kann. Im Ein-
zelnen werden zunächst die Einkünftekorrekturen bei Leistungen zwischen inter-
national verbundenen Unternehmen untersucht. Hier hat es eine besondere Dynamik
bei der Rechtsentwicklung gegeben, was den Umfang dieses Kapitels im Vergleich
zur Vorauflage erheblich hat anwachsen lassen. Anschließend werden der Wohnsitz-
wechsel einer natürlichen Person in einen niedrig besteuernden ausländischen
Staat und die steuerlichen Auswirkungen der Beteiligung an einer ausländischen
Zwischengesellschaft in einem Niedrigsteuerland behandelt. Auch wenn das durch
die Anwendung des Außensteuergesetzes erzielte Steuermehraufkommen als nicht
übermäßig hoch zu bezeichnen ist, spielt die Beachtung der Regelungen des Außen-
steuergesetzes in der steuerlichen Gestaltungsberatung eine eminent wichtige Rolle,
da andernfalls unweigerlich internationale Doppelbesteuerungen drohen, die im
Nachhinein nicht mehr rückgängig zu machen sind.
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Teil III befasst sich mit dem Recht der Doppelbesteuerungsabkommen. Die Rege-
lungsmasse der Doppelbesteuerungsabkommen macht heute fast 50% der deutschen
steuergesetzlichen Normen aus. Die Abkommen folgen mit gewissen Abweichun-
gen weitgehend dem OECD-Musterabkommen, sodass sich die Erläuterung des
Abkommensrechts an diesem Grundmuster orientiert, wobei auf erwähnenswerte
Abweichungen in der deutschen Abkommenspraxis hingewiesen wird. Obwohl
ständig neue Länderabkommen hinzutreten, hat sich in letzter Zeit auch der umge-
kehrte Weg gezeigt: Doppelbesteuerungsabkommen wurden gekündigt (z. B. das
Erbschaftsteuer-Abkommen mit Österreich, die Ertragsteuer-Abkommen mit Brasi-
lien und der Türkei), was die Bedeutung der unilateralen Maßnahmen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung wieder verstärkt ins Rampenlicht rücken lässt.

Teil IV und V tragen der zunehmenden Bedeutung des Europarechts für das Interna-
tionale Steuerrecht Rechnung. Der Einfluss durch Richtlinien, Verordnungen oder
insbesondere durch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs beschränkt
sich hierbei nicht nur auf das materielle Ertrag- und Umsatzsteuerrecht, sondern
auch auf verfahrensrechtliche Vorschriften der Deklaration, Mitwirkung und Steuer-
zahlung. Nimmt ein steuerlicher Berater von der Veröffentlichung eines Vor-
lagebeschlusses eines Finanzgerichts an den Europäischen Gerichtshof in einer
steuerrechtlichen Fachzeitschrift keine Kenntnis und lässt er einen gleich gelager-
ten Besteuerungsfall bestandskräftig werden, droht ihm ein erhebliches Haftungs-
potenzial. Dies ist Grund genug, der zunehmenden Bedeutung des Europarechts
für die steuerliche Beratungspraxis einen gleichberechtigten Teilbereich in diesem
Buch neben den anderen Teilbereichen des Internationalen Steuerrechts zu widmen.

Das vorliegende Werk wendet sich an alle Personen, die sich über das Internationale
Steuerrecht einführend oder weiterführend informieren wollen. Gedacht ist in erster
Linie an diejenigen, die sich auf die Steuerberaterprüfung oder auf die Laufbahnprü-
fung des gehobenen Dienstes der Finanzverwaltung (Dipl.-Finanzwirt) vorbereiten.
Darüber hinaus richtet sich das Buch an die Studierenden der Wirtschafts- und
Rechtswissenschaften an Universitäten, Fachhochschulen und Berufsakademien, die
steuerliche Fächer in Diplom-, Bachelor- oder Masterstudiengängen gewählt haben.
Schließlich soll auch dem praktisch tätigen Rechtsanwender durch Verweis auf die
einschlägigen Entscheidungen der Finanzgerichte und Verwaltungsanweisungen ein
Kurzkommentar zum Internationalen Steuerrecht an die Hand gegeben werden.
Erfreulicherweise hat das Buch mittlerweile auch als Quellennachweis Eingang in
die Rechtsprechung des I. Senats des Bundesfinanzhofs gefunden.

Die Ausführungen des vorliegenden Buches berücksichtigen den Stand der Steuer-
gesetze, Gerichtsurteile und Verwaltungserlasse bis zum 31.10.2009.

Für konstruktive Kritik und Anregungen sind wir dankbar.

Hamburg, im November 2009

Vorwort
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